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AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG/~ 

Zahl: 

Betr. : 

An 
1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

wie umstehend 
(Bei Antwortschreiben bitte anführen) 

wie umstehend 

SALZBURG, am 3 ß. MR2, 1984 
Postanschrift: A-SOIO Salzburg, Postfach 527 

Adre.sse der zuständigen Dienststelle: 
Chiemseehof 

Telefon: (06222) 41S61-0~' 
Klappe: 2580/HR Dr. Hueber 

das Amt der Burgenländischen Landesregierung 
Landhaus 
7000 Eisenstadt 
das Amt der Kärntner Landesregierung 
Arnulfplatz 1 
9020 Klagenfurt 
das Amt der Nö. Landesregierung 
Herrengasse 9 
1014 Wien 
das Amt der Oö. Landesregierung 
Klosterstraße 7 
4020 Linz 
das Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
Hofgasse 
8011 Graz 
das Amt der Tiroler Landesregierung 
Maria-Theresien-Straße 43 
6020 Innsbruck 
das Amt der Vorarlberger Landesregierung 
Landhaus 
6901 Bregenz 
das Amt der Wiener Landesregierung 
Lichtenfelsgasse 2 
1082 Wien 
die Verbindungs stelle der Bundesländer 
beim Amt der Nö. Landesregierung 
Schenkenstraße 4 
1014 Wien 
das Präsidium des Nationalrates 
Parlament 
Dr. Karl-Renner-Ring 3 
1017 Wien 

zur gefl. Kenntnis. 

Für die Landesregierung: 
Dr. Edelmayer 
Landesamtsdirektor 

Für die ~tigkeit 
der Ausf J:;J 

........ ------------------
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AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 

An das 
Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie 

Stubenring 1 
1010 Wien 

Zahl: 0/1- 667/143-1984 
(Bei Antwortschreiben bitte anführen) 

..J 

SALZBURG, am 30.3.1984 
Postanschrift: A-SOI0 Salzburg, Postfach 527 

Adresse der zuständigen Dienststelle: 
Chiemseehof 

Telefon: (06222) 41561-0* 
Klappe: 2618/Dr. Paulus 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Preis­
gesetz geändert wird (Preisgesetznovelle 1984); 
Stellungnahme 

Bzg: do.Zl. 36.343/1-III-7/84 

Zu dem mit dem obgenannten Schreiben versendeten Gesetzentwurf 
nimmt das Amt der Salzburger Landesregierung wie folgt Stellung: 

Auf die verfassungsrechtliche Problematik einer von den Kompetenz­
artikeln des B-VG abweichenden, wenn auch zeitlich befristeten 
Zuständigkeitsregelung muß erneut hingewiesen werden. Durch die 
"fortlaufende" Verlängerung dieser Sonderkompetenz des Bundes er­
gibt sich auf die, Dauer eine Kompetenzverlagerung zuungunsten der 
Länder die dem Sinn einer Verfassungsurkunde eines Bundesstaates, 
deren AUfgabe u.a. die Auf teilung der Staatsgewalt zwischen Bund 
und Ländern ist, widerspricht und daher immer wieder abgelehnt 
werden muß. Einer Änderung der Kompetenzverteilung könnte nur 
dann zugestimmt werden, wenn diese das Ergebnis von Verhandlun­
gen zwischen Bund und Ländern und mit einem angemessenen Kompe­
tenzausgleich zugunsten der Länder verbunden ist. 

Zum Inhalt des Gesetzentwurfes wird im übrigen bemerkt: 

Das Aufrechnungsverbot nach § 14b steht in völligem Gegensatz 
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zur sinnvollen und überwiegend anzutreffenden praktischen Hand­
habung in der Wirtschaft. Die vielfältigen wirtschaftlichen Be­
ziehungen zwischen Landwirten, Milchverarbeitungsbetrieben, La­
gerhausgenossenschaften oder Landesproduktenhändler führen sehr 
häufig zu gegenseitigen Forderungen (Milchlieferung - Milchpro­
duktenankauf durch die Lieferanten, Getreide - gegen Betriebs­
mittellieferung). Darüber hinaus werden in direktem Zusammenhang 
mit der Lieferung von Milch von den Verarbeitungsbetrieben ver­
schiedenste Leistungen (z.B. Vorfinanzierungen u. dgl.) erbracht, 
welche mit der Milchlieferung gegenverrechnetwerden. Das Ver­
bot der Gegenverrechnung hätte für die Bauern beachtliche Nach­
teile zur Folge, weil die Einkaufsvorteile des Verarbeitungsbe­
triebes kaum mehr ausgeschöpft werden könnten. 

Im Interesse einer kostengünstigen Betriebsführung und einer von 
den Landwirten gewünschten Finanzierung des Betriebsmittelein­
kaufes ist die Gegenverrechnung sinnvoll und unverzichtbar. 
Ferner dürfen folgende weitere Änderungen des Preisgesetzes vor­
geschlagen werden: 

1. Im Zuge der mit 1. Jänner 1984 in Kraft getretenen Erhöhung 
der verschiedenen Mehrwertsteuersätze stellte sich heraus, daß 
eine nicht unbeträchtliche Anzahl von Verkäufern bzw. Leistungs­
erbringern den Konsumenten bereits vor dem 1. Jänner 1984 die 
höheren Mehrwertsteuersätze in Rechnung gestellt hat. In einigen 
Fällen wurden noch zusätzlich Preiserhöhungen für Waren und Lei­
stungen, die von der Paritätischen Kommission mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner 1984 zur Kenntnis genommen worden sind, ebenfalls be­
reits vorzeitig den Konsumenten in Rechnung gestellt. Diese oben 
aufgezeigte Vorgangsweise konnte den betreffenden Gewerbetrei­
benden nachgewiesen werden. 

Auf Grund der derzeitigen Rechtslage war es jedoch in den auf­
gezeigten Fällen nicht möglich, nach den Bestimmungen des Preis­
gesetzes gegen die betreffenden Gewerbetreibenden vorzugehen, 
da das unberechtigterweise erfolgte Vorziehen von zugestandenen 
Erhöhungen überschreitungen des ortsüblichen Preises unter je-
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weils 5 % bewirkt hat. Es erscheint zweckmäßig, aus der Sicht 
/ 

des Konsumentenschutzes eine ausdrückliche Bestimmung in das 
Preisgesetz aufzunehmen, die es ermöglicht, in den oben aufge­
zeigten Fällen gegen die betreffenden Gewerbetreibenden ein Ver­
waltungsstrafverfahren einzuleiten und das unzulässige Entgelt 

für verfallen zu erklären. 

2. Gemäß § 14 des Preisgesetzes 1976 macht sich einer Preistreiberei 
schuldig, wer für Bedarfsgegenstände oder Bedarfsleistungen ein 
offenbar übermäßiges Entgelt ersichtlich macht, fordert, annimmt 
oder sich versprechen läßt. Gemäß Abs. 3 leg. cit. ist ein Ent-

gelt dann als offenbar übermäßig anzusehen, wenn es den ortsübli­
chen Preis für den betreffenden Bedarfsgegenstand oder die Bedarfs­
leistung erheblich überschreitet. 

Nach § 15 Abs. 1 leg. cit. begründet die Preistreiberei, sofern 
sie nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 

fallenden strafbaren H~ndlung bildet, eine Verwaltungsübertretung. 
Gemäß Abs. 2 leg. cit. ist das gewährte unzulässige (übermäßige) 
Entgelt ganz oder teilweise für verfallen zu erklären. 

In der Praxis zeigt sich, daß der überwiegenden Mehrzahl der von 
Konsumenten vorgetragenen Beschwerden wegen übermäßiger Entgelte 
für Bedarfsgegenstände oder Bedarfsleistungen Berechtigung zu­
kommt. In diesen Fällen wird überwiegend ein Verwaltungs straf­
verfahren eingeleitet und bei extremen überschreitungen des orts­
üblichen Preises das unzulässige Entgelt für verfallen erklärt. 
Diese Maßnahme richtet sich jedoch nur gegen den Gewerbetreiben­
den. Den Konsumenten ist jedoch mit der vorgenannten Vorgangs­
weise der Behörde nicht gedient, da ihm zur Wiedererlangung des 
unzulässigen Entgeltes lediglich der Zivilrechtsweg offen steht. 

Es ist kein Fall bekannt, in dem dieser Weg der Anspruchsdurch­
setzung beschritten worden wäre, was offensichtlich an den meist 
relativ geringen Beträgen (durchschnittlich S 200,- bis S 300,-) 
liegen dürfte. 
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Aus den vorstehenden Gründen erscheint es zweckmäßig, im Rahmen 
des Preisgesetzes eine Möglichkeit vorzusehen, das für verfallen 
erklärte unzulässige Entgelt an den Konsumenten weiterzuleiten. 

Gleichschriften dieser Stellungnahme ergehen u.e. an die aus dem 
Land Salzburg entsendeten Mitglieder des Bundesrates, an die 
Verbindungsstelle der Bundesländer, an die übrigen Ämter der Lan­
desregierungen und in 25 Ausfertigungen an das Präsidium des Natio­
nalrates. 

Für die Landesregierung: 

t1cfe/~l-
Dr. Edelmayer l 
Landesamtsdirektor 
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